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1 . 

Stand der Beschäftigung und der 
Arbeitslosigkeit 

1. Besdiäftigungslage 

Die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung in 
der Bundesrepublik setzte sich seit der Wäh- 
rungsumstellung von Jahr zu Jahr fort. Ab- 
gesehen von saisonbedingten Schwankungen 
wurde die Vollbeschäftigung erreicht. In den 
beiden vergangenen Jahren kam es sogar zu ge- 
wissen Spannungen auf dem Arbeitsmarkt, die 
zunächst einen speziellen, später den generellen 
Kräftebedarf betrafen. In der zweiten Hälfte 
des Jahres 1956 wirkten sich gewisse Entspan- 
nungsfaktoren in der Wirtschaft aus. Die Kon- 
junktur wurde ruhiger und ausgeglichener. Die 
gute Arbeitsmarktlage hält weiter an. 

Am 30. September 1956 waren bei den Arbeits- 
ämtern der Bundesrepublik 19,195 Mio Per- 
sonen als Arbeiter (einschließlich Heimarbeiter), 
Angestellte und Beamte registriert. Für den 
gleichen Zeitpunkt schätzt das Statistische Bun- 
desamt — Auszählungen liegen nicht vor — die 


Zahl der Selbständigen und mithelfeiiden 
Familienangehörigen auf 6,194 Mio. Bei einer 
Einwohnerzahl von 50,755 Mio hatte die Bun- 
desrepublik Ende September 1956 25,4 Mio 
Erwerbspersonen. Zu diesem Zeitpunkt stan- 
den somit rd. 50 v. H. der Bevölkerung im 
Erwerbsleben. Dies ist die höchste in der Nach- 
kriegszeit erzielte Erwerbsquote. Sie wird, so- 
weit Statistiken vorliegen, von keinem freien 
europäischen Land erreicht. 

Während die Zahl der unselbständigen 
Erwerbspersonen (Arbeiter, Angestellte und 
Beamte) ständig zunahm und diese ihren Anteil 
an der Bevölkerung von 32,8 v. H. am 13. Sep- 
tember 1950 auf 37,8 v. H. am 30. September 
1956 steigern konnten, ging der Anteil der Selb- 
ständigen und mithelfenden Familienangehöri- 
gen an der Bevölkerung in der gleichen Zeit 
von 13,5 V. H. auf 12,2 v. H. zurück. Innerhalb 
dieser Erwerbspersonengruppe wuchs nach 
Schätzungen des Statistischen Bundesamtes seit 
Herbst 1950 die Zahl der Selbständigen um 
rd. 160 000, während die der mithelfenden Fa- 
milienangehörigen um rd. 400 000 abnahm. 
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Seit der letzten Volks- und Berufszählung am 
13. September 1950 nahm bis zum 30. Septem- 
ber 1956 die Wohnbevölkerung der Bundes- 
republik um 6,4 V. H. zu. Die Zahl der Er- 
werbspersonen stieg insgesamt um 15,0 v. H. 
und die der unselbständigen Erwerbspersonen 
um 22,8 V. H. Dieser Entwicklung lag über- 
wiegend eine höhere Beteiligung der Frauen 
am Erwerbsleben zugrunde. Die Gruppe der 
Selbständigen und mithelfenden Familienange- 
hörigen verringerte sich dagegen um 3,9 v. FI. 
Der Rückgang ging ausschließlich zu Lasten der 
Frauen (Anlage /). 

Unterschiedlich verlief die Entwicklung der Be- 
schäftigtenzahlen in den einzelnen Wirtschafts- 
abteilungen und -zweigen. Außer in der Land- 
wirtschaft, in der ein nicht unbeträchtlicher Ab- 
gang von yVrbeitskräften zu beobachten war, 
verzeichneten alle übrigen Wirtschaftsabteilun- 
gen eine beachtliche Zunahme an Beschäftigten 
(Anlage 2). 

Die Zahl der bei den Arbeitsämtern gemeldeten 
offenen Stellen lag im ersten Halbjahr 1956 
höher als im Jahre zuvor, um dann geringfügig 
unter die Entv/icklung der gleichen Monate des 
Vorjahres zu sinken. Im Februar dieses Jahres 
waren hingegen wheder erheblich mehr offene 
Stellen gemeldet als im gleichen Monat des ver- 
gangenen Jahres. Es zeigt sich auf dem Arbeits- 
markt früher als sonst eine starke wirtschaft- 
liche Frühjahrsbelebung. 

2, Arbeitslosigkeit 

Die Arbeitslosigkeit ging, von winterlichen 
Unterbrechungen abgesehen, ständig zurück. 
Am 30. September 1950 waren fast 1,-3 Mio, 
zum gleichen Stichtag 1956 nur noch 0,4 Mio 
Arbeitslose gemeldet. Der Anteil der Arbeits- 
losen an der Gesamtzahl der Arbeitnehmer fiel 
im gleichen Zeitraum von 8,2 v. H. auf 2,2 
v. H., bei den Männern von 8,0 v. H. auf 1,4 
V. H., bei den Frauen von 8,7 v. H. auf \3,6 
V. H. Die Abnahme der Arbeitslosigkeit blieb 
im abgelaufenen Jahre hinter dem Ergebnis des 
Jahres 1955 zurück. Immerhin aber Ist ein wei- 
terer Rückgang der Arbeitslosenzahl um 
100 000 angesichts der schwierigen Berufs- und 
Altersstruktur, der mangelnden Mobilität und 
des ungünstigen Standortes der Arbeitslosen in 
abgelegenen Teilgebieten der Bundesrepublik 
ein beachtliches Ergebnis. Die regionale Streu- 
ung der Arbeitslosigkeit Innerhalb der Bundes- 


republik ist recht unterschiedlich. Am 30. Sep- 
tember 1956 betrug der Anteil der Arbeitslosen 
an den Arbeitnehmern im Bezirk des Arbeits- 
amtes Schwäbisch-Gmünd (Baden- Württem- 
berg) 0,2 V. H., während zu gleicher Zeit im 
Gebiet des Arbeitsamtes Cham (Bayerischer 
Wald) 9,1 Arbeitslose auf 100 Arbeitnehmer 
entfielen. 

Auf den Jahresdurchschnitt der Arbeitslosig- 
keit wirkte sich besonders die starke Fluk- 
tuation der Arbeitslosen und die zunehmende 
saisonbedingte Arbeitslosigkeit aus. Der Unter- 
schied in der Zahl der Arbeitslosen zwischen 
Tiefstand im ITerbst und Höchststand Im Win- 
ter 1955/56 betrug bei einem hohen Anteil der 
der Bauwirtschaft angehörenden Arbeitskräfte 
mehr als 1,3 Mio. Die Saisonarbeitslosigkeit 
hat sich gegenüber dem Zeitraum von 1950/52 
fast verdoppelt (Anlage 3). 

Die Zahl der Kurzarbeiter betrug am 7. Ok- 
tober 1956 nurmehr 24 732. Am 30. September 
1 956 wurden 22 540 Notstandarbeiter beschäf- 
tigt. Ihre Zahl ist rückläufig. 

IL 

Möglichkeiten und Maßnahmen 
zur Sicherung des Arbeitskräftebedarfs 

Bei voraussichtlich anhaltend günstiger wirt- 
schaftlicher Entwicklung ist auch künftig mit 
einer starken Nachfrage nach Arbeitskräften 
zu rechnen; indessen läßt sich das Problem der 
Deckung des Bedarfs an Arbeitskräften nicht 
kurzfristig lösen. 

1. Bevölkerungszuwachs und Wanderungs- 
bewegung 

Das Arbeitskräftepotential einer Volkswirt- 
schaft ist abhängig von der Bevölkerungszahl 
und der Altersgliederung. Die Bevölkerungs- 
zahl der Bundesrepublik stieg seit Jahren in- 
folge des Wanderungsgewinns — besonders 
aus Mitteldeutschland — stärker als durch 
natürlichen Zuwachs an. Bei gleichbleibenden 
Verhältnissen wird die Einwohnerzahl der 
Bundesrepublik für den 1. Januar 1958 auf 
51,45 Mio geschätzt. Das bedeutet gegenüber 
dem Stand vom 30. September 1956 eine Stei- 
gerung um fast 700 000 Personen. Bei einem 
unveränderten Anteil der Bevölkerung am Er- 
werbsleben mit 50 v.H. ergibt sich daraus ein 
Zuwachs von 350 000 Erwerbspersonen. Nach 
den Erfahrungen der letzten Jahre wird sich 
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diese Entwicklung fast aussdiließlidi zugun- 
sten der unselbständigen Erwerbspersonen voll- 
ziehen. 

In den Jahren 1951 bis 1954 sind, soweit eine 
statistische Erfassung erfolgt ist, jährlich rd^ 
60 000 Personen ausgewandert. Davon waren 
knapp 60 v.H. Erwerbspersonen. Im Jahre 
1955 wurden noch etwa 49 000 Auswanderer 
gezählt. Es handelt sich dabei zum großen Teil 
um Vertriebene und Flüchtlinge, Bei der dar- 
gestellten Entwicklung des Arbeitsmarktes 
kann die Abwanderung von Angehörigeii der 
Mangelberufe nicht mehr gefördert werden. 

Die Zahl der deutschen Staatsangehörigen, die 
im europäischen Ausland in Beschäftigung ste- 
hen, wird ohne die Grenzgänger auf 200 000 
Personen geschätzt. Ein Rückgang der Auswan- 
derungsbewegung könnte den Arbeitskräfte- 
bedarf zwar mindern helfen, jedoch soll an 
dem Grundsatz der Auswanderungsfreiheit 
nicht gerührt und der Arbeitskräfteausgleich 
in Europa nicht einseitig gestört werden. 

Im Durchschnitt der letzten sechs Jahre war 
ein Wanderungsüberschuß gegenüber der sow- 
jetischen Besatzungszone und Berlin von 
jährlich rd. 250 000 Personen zu verzeichnen. 
Auch die Zuwanderung von Deutschen aus den 
polnisch verwalteten Gebieten, aus Polen und 
aus den übrigen Ostblockstaaten wird sich be- 
merkbar machen. Mit einem stärkeren Anstieg 
der Zahl dieser Zuwanderer wird gerechnet. 
Der Anteil der Erwerbspersonen am Wande- 
rungsgewinn betrug schätzungsweise 60 v. H. 

Wenngleich diese politisch bedingte innerdeut- 
sche Bevölkerungsversdiiebung an sich zu be- 
dauern ist, so muß auch in der nächsten Zeit 
mit dem Anhalten eines starken Zustroms an 
Flüchtlingen gerechnet werden. Die Zuwande- 
rer aus Mitteldeutschland werden regelmäßig 
ohne Verzug einer Arbeit zugeführt. Durch ge- 
eignete, bereits in den Durchgangslagern ein-^ 
setzende Arbeitsberatung wird nicht nur der 
beruflich richtige Ansatz gefördert, sondern 
auch die Vermittlung in Gebiete mit einem Be- 
darf an Arbeitskräften gesichert. Was für die 
Zuwanderer aus Mitteldeutschland gilt, trifft 
in gleichem Umfang für Umsiedler und poli- 
tische Flüchtlinge aus anderen Ländern zu. So 
konnten 90 v. H. der für die Arbeitsaufnahme 
vorgemerkten Flüchtlinge aus Ungarn inner- 
halb kurzer Zeit in Arbeit vermittelt werden. 


2. Verminderung der Arbeitslosigkeit 

Die Arbeitsaufnahme durch registrierte Ar- 
beitslose trug bisher beträchtlich zur Erhöhung 
der Erwerbstätigenzahl bei. Die jahresdurch- 
schnittliche Arbeitslosigkeit verringerte sich 
von 1950 bis 1956 von 1,6 Mio auf 0,75 Mio 
Personen. In den wirtschaftlichen Schwerpunk- 
ten zeigt sich, daß der Bestand an Arbeitslosen 
bis auf einen Rest von weniger als 1 v. H. der 
Arbeitnehmer verwendungs fähig ist. Ein wei- 
terer Abbau der Arbeitslosigkeit ist daher mög- 
lich; er wird aber wegen der geringen beruf- 
lichen und regionalen Mobilität vieler Arbeits- 
loser und der Schwierigkeit, in allen Bezirken 
geeignete Arbeitsmöglichkeiten für ortsgebun- 
dene Arbeitslose zu schaffen, nicht kurzfristig 
durchführbar sein. Immerhin dürfte ein Rück- 
gang der Jahresdurchschnittszahl der Arbeits- 
losen um etwa weitere 100 000 in den nächsten 
Jahren erreicht werden können, besonders, 
wenn cs gelingt, die hohe Durchschnittsbela- 
stung infolge der Saisonarbeitslosigkeit durch 
Fortführung der Bauarbeiten in der Schlecht- 
wetterperiode zu senken. Die Bundesregierung 
bemüht sich, gemeinsam mit den Ländern und 
den Kommunalverwaltungen den Winterbau 
zu fördern, um eine möglichst kontinuierliche 
Beschäftigung in der Bauwirtschaft zu sichern. 

Die Arbeitsverwaltung hat in unermüdlicher 
Kleinarbeit und in vielen Einzelberatungen der 
Arbeitslosen laufend den Bestand der Arbeits- 
losen gesichtet und sich so eine Grundlage für 
ihre Vermittlungsarbeit gesdhaffen. Insbeson- 
dere auf Grund des dadurch gewonnenen Ein- 
blicks hat sie mit gutem Erfolg eine umfang- 
reiche bezirkliche und ausgedehnte überbezirk- 
liche Arbeitsvermittlung betrieben, die es er- 
möglichte, zum Teil auch in die Gebiete mit 
struktureller Arbeitslosigkeit vorzudringen. Die 
Arbeitsverwaltung wird ihre Bemühungen um 
einen großräumigen Arbeitskräf teausgleidi wei- 
ter intensivieren. Ihr besonderes Äugenmerk ist 
bei den Vermittlungsbemühungen auf folgende 
Gruppen gerichtet: 

a) Frauen 

Am 30. September 1956 wurden noch rd. 
231 000 weibliche Arbeitslose gezählt. Der An- 
teil der Frauen an der Gesamtarbeitslosigkeit 
Ist in den letzten Jahren gestiegen. Der Wie- 
dereingliederung dieses Personenkreises stehen 
zum Teil gewisse Schwierigkeiten wie Berufs- 
entfremdung, räumliches Auseinander fallen 
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von Arbeitsangebot und Nachfrage, geringere 
Vermittlungsfähigkeit wegen häuslicher Bin- 
dung und eingeschränkte Leistungsfähigkeit 
wegen gesundheitlicher Schäden entgegen. Als 
Hilfen bewähren sich in diesen Fällen Ein- 
arbeitungs-, Schulungs-, Rehabilitationsmaß- 
nahmen und eine individuelle Arbeitsvermitt- 
lung. Es ist damit zu rechnen, daß durch die 
von der Arbeitsverwaltung getroffenen und 
vorgesehenen Maßnahmen dieser Art auch aus 
diesem Kreis der schwer zu vermittelnden Ar- 
beitslosen zusätzliche Erwerbstätige gewonnen 
werden können. 

h) Ältere Arbeitnehmer 

Die Zahl der arbeitslosen männlichen älteren 
Arbeitnehmer sank in den letzten Jahren stän- 
dig, Bei den männlichen älteren Angestellten 
betrug sie zum Beispiel 

am 31. Oktober 1950 80149 

am 31. Juli 1954 51 186 

am 15. Oktober 1955 36 556 und 

am 15. Oktober 1956 27 885. 

Tatsächlich war der Rückgang größer, als in die- 
sen Zahlen zum Ausdruck kommt, da sich äuch 
unter den Flüchtlingen aus Mitteldeutschland 
in einem gewissen Umfang ältere Arbeitnehmer 
befanden, Wirtschaft und Verwaltung haben, 
wenn auch zu Anfang zögernd, auf die hier 
gegebenen Kräftereserven zurückgegriffen. 
Aufrufe, Aufklärung amtlicher und sonstiger 
Stellen sowie die besonders gepflegte Aus- 
gleichstätigkeit der Arbeitsverwaltung tragen 
dazu bei, in steigendem Maße ältere Arbeit- 
nehmer in Arbeit zu vermitteln. 

c) Erwerbsbeschränkte Personen 

Am 31, Oktober 1956 gab es noch 16 845 ar- 
beitlose Schwerbeschädigte, Es handelt sich hier 
meist um Beschädigte, die wegen der Schwere 
ihres Körperschadens oder wegen Ortsgebun- 
denheit noch nicht vermittelt wurden. Die Ar- 
beitsverwaltung bemüht sich weiter um diesen 
Personenkreis. Die Zahl der Schwerbeschädig- 
ten, die weder erwerbstätig noch arbeitsunfähig 
noch arbeitslos gemeldet sind, ist nicht bekannt. 
Wegen des großen Überhanges an Pflicht- 
plätzen nach dem Schwerbeschädigtengesetz be- 
stehen im allgemeinen bei der Unterbringung 
von nicht ortsgebundenen Arbeitsuchenden aus 
diesem Personenkreis keine Schwierigkeiten. 

d) Spätheimkehrer 

In diesem Zusammenhang sind auch die Spät- 
heimkehrer zu erwähnen, von denen z. noch 


rd. 2500 der Arbeitsvermittlung zur Verfü- 
gung stehen. Zugunsten dieses Personenkreises, 
der durch die lange Kriegsgefangenschaft in der 
Regel körperliche und seelische Schäden erlitten 
hat, werden die Hilfen des Schwerbeschädig- 
tengesetzes soweit wie möglich ausgeschöpft. 
Abgesehen davon, daß von den Möglichkeiten 
der Gleichstellung mit Schwerbeschädigten zu- 
gunsten der Spätheimkerer großzügig Ge- 
brauch gemacht wird, wird in geeigneten Fällen 
Arbeitgebern bei Einstellung von Spätheim- 
kehrern die Ausgleichsabgabe nach dem Schwer- 
beschädigtengesetz erlassen. 

Zur Förderung der Wiedereingliederung der 
vorgenannten Personengruppen gewährt die 
Arbeitsverwaltung finanzielle Leistungen in 
Form von Zuschüssen oder Darlehen. Durch die 
Übernahme von Reise-, Umzugs- und Vorstel- 
lungskosten, Bereitstellung von Mitteln zur Be- 
schaffung einer Arbeitsausrüstung, Gewährung 
von Überbrückungsgeld zur Bestreitung des 
Lebensunterhaltes bis zur ersten Lohn- und 
Gehaltszahlung, sowie von Trennungsbeihilfen, 
die im Bedürftigkeitsfalle den Unterhalt der 
getrennt lebenden Familienangehörigen sichern, 
wird Eingliederungshilfe geboten. Die Förde- 
rungsmöglichkeiten sind durch die am 1. April 
1957 in Kraft tretende Novelle zum Gesetz 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung erheblich erweitert worden. So ist es 
möglich, zusätzliche gemeinnützige Maßnah- 
men zu fördern, die Arbeitsgelegenheiten für 
ältere Arbeitnehmer schaffen. Ferner können 
Zuschüsse an Arbeitgeber gewährt werden, 
wenn die volle Leistungsfähigkeit der einge- 
stellten Arbeitskräfte erst nach einer Einarbei- 
tungszeit zu erreichen ist. Durch diese Maßnah- 
men soll in noch größerem Umfange als bisher 
Berufs- und Arbeitsentwöhnung-behoben oder 
vermieden und die Verwendbarkeit der Ar- 
beitskräfte auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
erhöht werden. Die Bundesanstalt für Arbeits- 
vcrrriittlung und Arbeitslosenversicherung hat 
im Haushaltsjahr 1957 hierfür einen Betrag 
von rd. 14 Mio DM eingesetzt. 

Außerdem führt die Arbeitsverwaltung zur 
Förderung der Wiedereingliederung von Ar- 
beitslosen In den Arbeitsprozeß berufliche Bil- 
dungsmaßnahmen durch. Diese sollen der Fest- 
stellung vorhandener, der Wiederauffrischung 
verlorengegangener oder auch der Vermittlung 
neuer Kenntnisse dienen. In Anbetracht der be- 
sonderen Bedeutung dieser Maßnahme hat die 
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Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung für das Rechnungsjahr 
1957 eine Erhöhung der für diesen Zweck an- 
gesetzten Mittel auf 6,5 Mio DM vorgenom- 
men. 

Die Gesetze zur Neuregelimg des Rechts der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der An- 
gestellten enthalten ebenfalls Vorschriften über 
Hilfen zur Wiedergewinnung oder Erhöhung 
der Erwerbsfähigkeit im bisherigen Beruf, zur 
Ausbildung für einen anderen nach der bisheri- 
gen Berufstätigkeit zumutbaren Beruf sowie 
zur Erhaltung oder Erlangung einer Arbeits- 
stelle. A.ueh das Gesetz über die Fürsorge für 
Körperbehinderte und von einer Körperbehin- 
derung bedrohte Personen hat zur Aufgabe, die 
Eingliederung der Körperbehinderten in das 
Erwerbsleben, insbesondere durch eine ihren 
Fähigkeiten entsprechende Ausbildung, Fort- 
bildung oder Umschulung vorzubereiten. 

3. Ausweitung der Erwerbstätigkeit 

Im Jahre 1950 war in den meisten Jahrgängen 
der Bevölkerung im Erwerbsalter der Anteil 
der Erwerbstätigen ungewöhnlich niedrig. Seit- 
her stieg die Erwerbsquotc bei den Männern 
von 63,2 v.H. auf 66,8 v.H. und bei den 
Frauen von 31,4 v.H. auf 35,0 v.H. Sie bleibt 
mit insgesamt 50,0 v.H. nur geringfügig hinter 
dem bis dahin erzielten höchsten Wert im Jahre 
1925 im Deutschen Reich zurück. Eine zuneh- 
mende Erwerbsfreudigkeit zeigte sich unter den 
erwerbsgeminderten und älteren Personen, 
hauptsächlich aber bei den Frauen. Die Aus- 
weitung der Erwerbsquote um nur 0,1 v.H. 
stellt bereits einen Zuwachs an Erwerbsper- 
sonen von mehr als 50 000 dar. 

Die Arbeitsaufnahme durch Frauen, die allein 
im letzten Jahr (30. September 1955 bis 
30. September 1956) den Bestand der Erwerbs- 
tätigen um rd. 350 000 vermehrte, wird durch 
das Angebot sauberer Arbeit, günstiger Ver- 
kehrsbedingungen, sozialfürsorgerischer und 
organisatorischer Maßnahmen, durch die An- 
passung der Betriebsarbeit an die Eigenart der 
Frau und ihre soziologische Aufgabe wie durch 
die Errichtung von Kindergärten und ähnliche, 
den Bedürfnissen der Frau entgegenkommende 
Einrichtungen gefördert. Es ist damit zu rech- 
nen, daß mit Hilfe der genannten Maßnahmen 
aus den mittleren und höheren Altersklassen 
noch weitere Frauen sich zur Aufnahme einer 


Arbeit in der Wirtschaft bereitfinden, eine Ent- 
wicklung, die arbeitsmarktpolitisch förderungs- 
würdig ist:, soweit die Frau dadurch ihren 
eigcniüchcn Aufgaben nicht entzogen wird. In 
diesem Zu-ammenhang ist die Teilzcitarbeit für 
Frauen von besonderem Interesse. Das Bundes- 
ministcrium für Arbeit hat über „Möglichkeit 
und Zweckmäisigkeit der Einrichtung von Teil- 
zeitarbeit für Frauen in verschiedenen Berufen“ 
eine Untersuchung durchführen lassen. Das Er- 
gebnis wird in Kürze den maßgebenden Stellen 
zugeleitet werden. 

Daneben wird aus arbeitsmarktpolitischen 
Gründen im Rahmen der Frauenarbeit eine 
Stärkere Verwendung von Frauen in qualifi- 
zierten Berufen verfolgt; Voraussetzung hier- 
für ist eine bessere Ausbildung bei Frauen, die 
ihnen die Übernahme hochv/ertiger und ihnen 
bisher noch weitgehend verschlossener Arbeiten 
ermöglicht. Die stärkere Heranführung von 
Frauen an qualifizierte Tätigkeiten ist beson- 
ders nötig im Hinblick auf den bereits be- 
stehenden Mangel an männlichen Fach- und 
Spezialarbeitern, der sich voraussichtlich in der 
Zukunft noch verschärfen wird. Hierbei ist zu 
berücksichtigen, daß der technische Fortschritt 
im allgemeinen zu einer Minderung der kör- 
perlichen Anforderungen der Arbeit an den 
Menschen führt, aber dafür höhere Ansprüche 
an die Ausbildung, das Konzentrationsvermö- 
gen und das technische Verständnis stellt. 

4. Beschäftigte bei den alliierten Dienststellen 

Die ausländischen Verteidigungsstellen beschäf- 
tigten gegen Ende 1956 noch rd. 300 000 Hilfs- 
kräfte, darunter rd. 45 000 Angehörige der 
zivilen Dienstgruppen. Nach dem am 5. Mai 
1955 in Kraft getretenen Truppenvertrag sol- 
len spätestens 24 Monate danach die bestehen- 
den zivilen Dienst gruppen aufgelöst werden. In 
welchem Umfange daraus für die deutsche 
Wirtschaft Arbeitskräfte verfügbar werden, 
läßt sich noch nicht übersehen. 

5. Minderung des unwirtschaftlichen Kräftc- 
ansatzes und Förderung wirtschaftlich we- 
niger entwickelter Gebiete 

Neben der registrierten Arbeitslosigkeit besteht 
regional verschieden stark ein gewisser unwirt- 
schaftlicher Kräfteansatz, der in erster Linie ln 
den landwirtschaftlichen Klein- und Kleinstbe- 
trieben auftritt. Der Prozeß des Abwanderns, 
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der auch Selbständige und mithelfende Fami- 
lienangehörige erfaßt, hängt in starkem Maße 
von der gewerblichen und verkehrsmäßigen 
Erschließung der betreffenden (iegend ab. Die 
Abkehr von der Beschäftigung in der Land- 
wirtschaft und der Übertritt in Gewerbe und 
Industrie beschränkt sich nicht auf entbehrliche 
Arbeitskräfte; sie vollzieht sich vielfacli unter 
Aufgabe des ländlichen Wohnsitzes. So uner- 
wünscht die Schrumpfung des laiulv/irtschat t- 
lichen Arbeitspotentials besonders dort ist, wo 
die Arbeitsleistung der abwandernden Arbeits- 
kräfte nicht durch Einsatz von Maschinen ersetzt 
werden kann, wird man mit einer weiteren Ver- 
ringerung der Zahl der in der Land- und Forst- 
wirtschaft beschäftigt^'n bodenständigen Arbeit- 
nehmer, der ein entsprechender Zuwachs an 
Arbeitslnäften in Industrie und Handwerk 
gegenübersteht, rechnen müssen. 

Es ist nur möglich, die ortsgebundene Reserve 
an Arbeitskräften ein/ugllt^dern, wenn Indu- 
striebetriebe in wirtschaftlich unterentwickel- 
ten Gebieten erweitert oder neue Unternehmen 
dort angesiedelt werden. Die von der Bundes- 
regierung mit Erfolg betriebene wirtschai thehe 
Förderung der Zonenrand-, Sanierungs- und 
(Jrenzgebiete ist in erster Linie darauf geri eil- 
tet, in diesen Räumen zusätzliche Dauerarbeits- 
plätze und Existenzen zu schaffen. Bisher wur- 
den aus Idaushaltsmitteln des Bundes, aus dtn\ 
Lastenausgleichsfonds sowie von der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermiulung und Arbeits- 
losenversicherung annähernd 3 Milliarden DM 
iür Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung und 
Wirtschaftsförderung bereitgestellt. £m erlteb- 
licher Anteil dieser Mittel floß in die wirt- 
sdiaftlich weniger entwickelten Gebicic. Duiaii 
den Einsatz der Mittel in diesen Gebieten wur- 
den vielfach erst die Voraussetzungen für eine 
industrielle Besiedlung geschallen. Die Bedin- 
gungen für die Ansiedlung neuer Betriebe sind 
dort angesichts des verhältnismälhg guten An- 
gebots an Arbeitskräften besonders günstig. 
Wenn die vorhandenen Vlöglichkeiicn genutzt 
werden sollen, kommt es sehr auf die Bereit- 
schaft der Wirtschaft an, den von ihren eigenen 
Verbänden und der Arbeiis Verwaltung gege- 
benen Aregungen zu folgen und bei der Stand- 
ortwahl und bei Investitionen auf die Arbeits- 
marktlage Rücksicht zu nehmen. 

6. Berufsausbildung 

Der Anteil der Jugendlichen, die sich einer 


Lehrausbildung unterziehen, stieg in den letz- 
ten Jahren außerordentlich. Mit der Unterbrin- 
gung der starken Schulentlaßjahrgänge 1954 
und 1955 in Aushildungsstellen erreichte die 
Zahl der Lehr- und Anlernlinge bis Ende 1955 
rd. 1,425 Millionen und damit den bisher höch- 
sten Stand der Ausbildung von Berufsnach- 
wuchs. Zwar ist in Anbetracht des Rückganges 
der Zahlen der Schulentlassenen nicht damit zu 
rechnen, daß sich in den kommenden Jahren 
die Lehrlingsausbildung weiter ausweitet, Je- 
doch ist eine Steigerung des Anteils der in eine 
Lehre tretenden Jugendlichen an der Gesamt- 
zahl der Schulentlassenen anzustreben und zu 
erwarten. Eine besonders widulge Aufgabe 
wird es sein, die Güte der Lehrlingsausbildung 
weiter zu steigern. Die Rationalisierung und 
Automatisierung werden den Bedarf au Fach- 
krähen verändern und neue Berufe schaffen, 
für die auch Erwachsene angelerni und umge- 
schuli werden mü^^sen. In Aiihetrachi; dieser 
ihitwieklung und der Bedeutung eines quali- 
ir/iericn Naclnvuchses verstärkte die Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung ihre her 11 fskund liehe Aufklä- 
rung; sie wird sie weiter atisbauen; sie nimmt 
skIi gemeinsam mit der Industrie, dem Hand- 
werk, dem Handel und der Landwirtschaft 
vliesei Aufgabe an. 

7. Rationalisierung 

Neben den angeführten Reserven an Arbeits- 
kräften und beruflichen Verschiebungen zugun- 
sten der Arbeitnehmer innerhalb der Gruppe 
der Lrwerbspersonen werden durch Mechani- 
siei ung, Rationarisierung und Automatisierung 
in Betrieben noch Arbeitskräfte gewonnen wer- 
den können. Hierbei geht es darum, mit der 
menschlichen Arbeitskraft mit mehr Über- 
legung umzugehen, als es in den vergangenen 
Jahren wegen des reichlichen Angebots an Ar- 
beitskräften vielfacli geschehen ist. 

8. Aufbau der Bundeswehr 

Der Aufbau der Bundeswehr rief bisher keine 
fühlbaren Auswirkungen auf die Beschäfti- 
gungslage hervor. Die Zahl der Angehörigen 
der Bundeswehr belief sich im Oktober 1956 
auf rd. 53 000, Sie stieg bis zum Jahresende 
weiter. Der weitere Aufbau der Verteidigungs- 
kräfte sowie die Einberufung der ersten Wehr- 
pflichtigen ist vorgesehen. 1958 soll der Aufbau 
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der Bundeswehr in verstärktem Maße fortge- 
setzt v/crden. Störungen der Produktion wer- 
den urn so geringer sein, je sorgfältiger dabei 
die Arbeitsmarktlage berücksichtigt wird. Die 
gesetzlichen Bestimmungen zur Unabkömm- 
lidisiellung nclunen auf diese Sachlage hinrei- 
chend Rücksicht. Die Bundesregierung wird in 
den Richtlinien zai diesem Gesetz Vorsorge 
treffen, daß beim Aufbau der Bundeswehr 
Schäden für den Arbeitsmarkt und die Wirt- 
schaft möglichst vermieden werden. 

9. Ausländisdie Arbeitskräfte 

Insgesamt sind in der Bundesrepublik z. Z. rd.. 
100 000 ausländische Arbeitskräfte beschäftigt, 
davon etwa 80 v.H. ()line Bindung an einen 
bcstinrmren Beruf oder Arbeitsplatz (Inhaber 
eines Befreiungsscheines) und etwa 20 000 bis 
30 000 — je nach Saison — mit einer Erlaubnis 
für einen bestimmten Arbeitsplatz. Im Hin- 
blick auf die sich bereits im Jahre 1955 abzeich- 
nende Verknappung von Arbeitskräften sind 
im vergangenen Jahre die ersten Anwerbungs- 
maßnahmen für italienische Arbeitskräfte 
durchgeführt worden. Es wurden rd. 11900 
italienische Arbeiter in die Bundesrepublik ver- 
miuielt, davon 6100 in die Landwirtschaft und 
5800 in die gewerbliche Wirtschaft. Die auf 
Gi;und der deutsch-italienischen Anwerbever- 
einbarung vom 20. Dezember 1955 irn Fvahmen 
des vom Bundeskabinett für 1956 genehmigten 
Kontingents angeveorbenen Italiener haben zur 
Abdeckung des Spi tzen bedarf s an ungelernten 
und anziilernendeii Arbeitskräften beigetragen. 
Das für das laufende Jahr zunächst vorge- 
sehene Kontingent für die Anwerbung italieni- 
sclier Arbeitskräfte wird 13 000 Arbeiter für 
die gewerbliche Wirtschaft und 13 000 für die 
Landwirtschaft umfassen. Falls sich eia liöheier 
Bedarf als die genannten Schätzungen ergeben 
sollte, besteht die Möglichkeit, das vorgesehene 
Kontingent zu erhöhen. 

Bis Mitte Februar 1957 ließen sich rd. 7800 
idüchtlinge aus Ungarn für eine Arbeitsver- 
mittlung bei den Arbeitsämtern vormerken. Es 
erhielten bis zu diesem Zeitpunkt 7030 dieser 
riiichtlinge einen Arbeitsplatz. 

Der Großteil der ausländischen Arbeitskräfte, 
die in den Jahren 1955 und 1956 erstmalig eine 
Arbeit in der Bundesrepublik aufgenommen 
haben, waren Staatsangehörige von Mitglied- 
staaten des Europäischen Wirtschaftsrates, 


deren Arbeitsaufnahme nach dem Beschluß des 
Ministerrates der OEEC zur Regelung der Be- 
schäftigung von Angehörigen der Mitglied- 
Staaten erleichtert ist. Mehr als 13 000 Angehö- 
rige der Mitgliedstaaten kamen allein im Jahre 
1955 in die Bundesrepublik, um hier Arbeit 
au 1 zu nehmen. 

Für deutsche und auslandisdie Arbeitskräfte 
gelten in der Bundesrepublik die gleichen tarii- , 
arbeits- und sozialrechtlidien Bestimmungen. 

ni. 

Zusammenfassung 

Der Bedarf der Wirtschaft an Arbeitskräften 
läßt sich zahlenmäßig im voraus nidu genau 
schätzen. Alles deutet darauf hin, daß sidi die 
günstige konjunkturelle Entwicklung in der 
Bundesrepublik fortsetzen wird. Die Nach- 
frage nach Arbeitskräften ist bei steigender 
Konjunktur stets höher als das Angebot. Bel 
Prüfung der Frage, in Vvclcheni Maße es mÖg- 
lldi sein wird, durch die: Steigerung der Er- 
werbstätigenzahl und Erhöhung der Produk- 
tivität den bestehenden Bedarf an Arbeitskräf- 
ten zu befriedigen, wird man von folgenden 
Überlegungen ausgehen müssen : 

Die Erhöhung des Sozialprodukts des vergan- 
genen Jahres ist zu rd. 3,2 v.H. auf die Steige- 
rung der Produktivität und zu rd. 3,8 y.H. auf 
die Vermehrung der Zahl der Erwerbstätigen 
zurückzuführen. Für das Rechnungsjahr 1957 
wird eine reale Steigerung des Sozialprodukts 
um 6 bis 7 v.H. erwartet. Bei unveränderter 
Produktivität sind 180 000 zusätzliche Arbeits- 
kräfte erforderlich, tun das Sozialprodukt um 
1 v.H. zu erhöhen. Bis zum Fäule dieses jalires 
kann bei gleichbleibendein Wanderimgsgewinn 
mit einem Anwachsen der Ei wcrbstäLigenzahl 
um etwa 600 000 ausländische Arbeitskräfte 
eingeschlossen — gerechnet werden. Damit ist 
die Einwirkung auf die Entwicklung des 
Sozialprodukts von der Arbeitskraftseite her 
jedoch nidit erschöpft. Durch den Übergang 
unrationell beschäftigter Personen aus der 
Gruppe der Selbständigen und der rnithelfen- 
den Familienangehörigen in die der Arbeitneh- 
mer werden weitere Reserven erschlossen. Die 
vorhin genannte Zahl des Zuwachses an Er- 
werbstätigen wird für eine Steigerung des 
Sozialprodukts um 6 bis 7 v.H. ausreichen, 
wenn die Produktivität sich um 3,5 v.H. er- 
höht. Bei den Schätzungen des Ansteigens 
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der Produktivität wurde vorausgesetzt, daß 
keine Störungen durch eine übermäßige Ver- 
kürzung der Woebenarbeitszeit eintreten. 

In Zukunft wird die Erwerbstätigenzahl lang- 
samer wachsen als bisher. Neben den der Bun- 
desregierung zur Lockerung der entstehenden 
Spannungen auf dem Arbeitsmarkt gegebenen 
Möglichkeiten wird es auch Aufgabe der Wirt- 
schaft sein, die Lücken im Arbeitskräftehaus- 
halt schließen zu helfen. Dabei wird das Sach- 
kapital in steigendem Umfange fehlende 
menschliche Arbeitskraft ersetzen müssen. 


Bei den zur Entspannung der Arbeitsmarktlage 
durchzuführenden Maßnahmen muß der Ge- 
winnung innerdeutscher Arbeitskräfte und der 
Steigerung ihrer Produktivität gegenüber dem 
Einsatz ausländischer Arbeitskräfte der Vorzug 
gegeben werden, da die Möglichkeiten der Her- 
einnahme ausländischer Arbeiter begrenzt sind 
und fachlich ausgebildete Kräfte fast überhaupt 
nicht zur Verfügung stehen. Bestenfalls kann 
aus dem Ausland nur ein kleiner Teil des Be- 
darfs an Arbeitskräften befriedigt werden. 


Storch 



Anlage 1 


Wohnbevölkerung und zivile Erwerbspersonen in der Bundesrepublik 
am 13. September 1950 und 30. September 1956 

Grundzahlen in 1000 


1 

13. September 
1950 

30. September 1956 

Zunahme (+) bzw. Ab- 
nahme ( — ) am 30. Septem- 
ber 1956 gegenüber 13. Sep- 
tember 1950 

Grundzahl 

Grundzahl 

Index 

(13. Septem- 
ber 1950 
= 100) 

Grundzahl 

V. H. 

2 

3 

3a 

4 

4a 



Männer un 

d Frauen 


j 

Bevölkerung 

47 695,7 

50755 ') 

106,4 

+ 3 059,3 

+ 6,4 

Zivile Ervverbspersonen insgesamt 

22074,0 

25 389 

115,0 

+ 3 315,0 

\ + 15,0 

• 7 '. 11. der Wohnhevölkeriing 

46, 'h 

50,0 

— 

— 

— 

Selbständige und M ithelfende 

6442,7 

6 194 

96,1 

— 248,7 

— 3,9 

V. H. der Wldvd^evölkerting 

13,5 

12,2 

— 


' — 

Unselbständige Erwerbspersonen 

15631,3 

19195 

122,7 

+ 3 563,7 

4- 22,8 

V, H. der Wohnbevölkerung 

32,8 

37,8 

— 

— 

— 



Männer 



Bevölkerung 

22 350,7 

23 930 ’) 

107,1 

+ 1 579,3 

" 7/ 

Zivile Erwerbspersonen insgesamt 

14 125,4 

15991 

113,2 

+ 1 865,6 

+ 13,2 

7 '. H. der Widynbevölkerung 

63,2 

66,8 

— 

— 

— 

Selbständige und Mit helfende 

3 294,6 

3 335 

101,2 

+ 40,4 

^ -f 1,2 

7 ’. H. der Wödnibevölkerung 

U,7 

14,0 

— 

— 

— 

Unselbständige Erwerbspersonen 

10 830,8 

12 656 

116,9 

+ 1 825,2 

+ 16,9 

H. der Wohnbevölkerung 

48,5 

52,8 

— 

— 

— 



Frauen 


1 

Bevölkerung 

25 345,0 

26 825 ') 

105,8 

+ 1 480,0 

+ 3 ,8 

Zivile Erwerbspersonen insgesamt 

7 948,6 

9 398 

118,2 

+ 1 449,4 

1 + 18,2 

7’. H. der Wohnbevölkertoig 

31,4 

35,0 

— 

— 

— 

Selbständige und Mithelfende 

3148,1 

2 859 [ 

90,8 

— 289,1 

\ — 'l? 

7’. H. der Wohnbevölkerung 

12,4 

10,7 i 

— 

— 

\ — 

Unselbständige Erwerbspersonen ') 

4 800,5 

6 539 

136,2 

+ 1 738,5 

1 + 36,2 

V. H. der Wohnbevölkerung 

18,9 

24,4 

— 

— 

— 


vorläufige Zahlen 
einschließlich Heimarbeiter 
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Anlage 2 


Die beschäftigten Arbeitnehmer in den einzelnen 
Wirtschaftsabteilungen 

Zahlen in 1000 


Wirtschaftsabtdlung 

30. September 1951 

30. September 1956 

Landwirtschaft und Tierzucht, Forst- und 
Jagdwirtschaft, Gärtnerei, Fischerei . . . 

1061,4 

924,1 

Bergbau, Steine und Erde, 

Energiewirtschaft 

1 001,3 , 

1 154,4 

Eisen- und Aletallrrzeugvng und 
-Verarbeitung 

2 597,0 

3 619,7 

Verarbeitende Gewerbe (ohne Eisen^ 
und Metallverarbeitung) 

3 254,6 

3 978,2 

Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 

1 396,2 

2 054,7 

Handel, Geld- und Versicherungswesen . 

1 429,0 

2 206,3 

Dienstleistungen 

1 033,4 

1 332,2 

Verkehrswesen 

1 098,3 

1 200,3 

ötTentlicher Dienst und Dienstleistungen 
im öffentlichen Interesse 

2013,4 

2 139,5 

Beschäftigte Aibeitnchmer insgesamt 

14 884,7 

18 609,4 
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Anlage 3 


Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 
und nadi jährlichem Höchst- und Tiefstand 


Jahr 

A r b c i 

Jahres- 

durchschnitt 

t s 1 o s e 

Höchststand 

Tiefstand 

1950 

1 579 766 

1 981 908 

1 230 171 



(Februar) 

(Oktober) 

1951 

1 432 323 

1 821 253 

1 213 936 



(Januar) 

(Oktober) 

1952 

1 379 203 

1 892 884 

1 028 091 



(Februar) 

(Oktober) 

1953 

1 258 597 

1 822 676 

941 179 



(Januar) 

(September) 

1954 

1 220607 

2 042 107 

820919 



(Februar) 

(Oktober) 

1955 

928 308 

1 814 887 

494 994 



(Februar) 

(September) 

1956 

761 421 '■•) 

1 827241 

409 427 

, 


(Februar) 

(August) 


’’■) vorläufige Zahl 
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